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Antrag 
der Abgeordneten Sevim Dağdelen, Heike Hänsel, Dr. Alexander S. Neu, Michel 
Brandt, Christine Buchholz, Dr. Diether Dehm, Brigitte Freihold, Matthias Höhn, 
Andrej Hunko, Jan Korte, Stefan Liebich, Zaklin Nastic, Thomas Nord, Tobias 
Pflüger, Eva-Maria Schreiber, Helin Evrim Sommer, Alexander Ulrich, Kathrin 
Vogler, Andreas Wagner und der Fraktion DIE LINKE. 

Abzug der US-Soldaten aus Deutschland 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der Bundestag nimmt den Kommentar von US-Botschafter Richard Grenell zur 
Kenntnis, die USA könnten für den Fall, dass Deutschland nicht deutlich mehr Geld 
für das Militär bereitstelle, erwägen, US-Truppen aus Deutschland abzuziehen und 
nach Polen zu verlegen. 
Über 35.000 US-Soldaten sind in Deutschland stationiert, mehr als in jedem anderen 
Land Europas. Ihre Präsenz ist mit dem Friedensgebot des Grundgesetzes nicht ver-
einbar. Im Rahmen der US-Kriegspolitik im Nahen und Mittleren Osten spielen die 
US-Stützpunkte in Deutschland eine wichtige Rolle. Über sie wird der Aufmarsch der 
US-Landstreitkräfte um den Iran herum koordiniert, werden Truppentransporte und 
Hubschraubertransits durchgeführt und wird die völkerrechtswidrige Praxis gezielter 
Tötungen in Pakistan und Afghanistan durch die USA fortgesetzt. 
Im Luftwaffenstützpunkt Büchel werden 20 US-Atombomben auf ihre Modernisie-
rung vorbereitet. Im Rahmen der nuklearen Teilhabe würden Bundeswehr-Kampfflug-
zeuge im Ernstfall diese US-Nuklearwaffen einsetzen. 
Die hiesige US-Truppenpräsenz wird zur Eskalation der Spannungen mit Russland ge-
nutzt. US-Truppen werden zwischen den US-Stützpunkten in Kolonnen auf Straßen 
und Schienen an die russischen Westgrenzen verlegt. Diese Verlegungen verletzen den 
Geist des 2+4-Vertrags, der in den östlichen Bundesländern die Präsenz von ausländi-
schen Truppen und von Atomwaffen ausschließt. Desgleichen stellt die derzeit rotie-
rende Stationierung von Truppen in Polen und den baltischen Staaten die NATO-Russ-
land-Grundakte, zur Disposition, die letzte noch funktionierende konventionelle Rüs-
tungsbegrenzungsvereinbarung zwischen dem Westen und Russland. Eine dauerhafte 
Stationierung von US-Militär in Polen und in anderen Staaten Mittel- und Osteuropas, 
wie jetzt von US-Seite ins Spiel gebracht, müsste als Kriegsvorbereitung interpretiert 
werden. 
Für die Aufrechterhaltung der Militärpräsenz der USA und anderer ausländischer 
Truppen in der Bundesrepublik Deutschland sollen allein im Jahr 2020 wieder rd. 71 
Mio. Euro durch den deutschen Steuerzahler verausgabt werden. Angesichts des hier 
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dargelegten Wirkens des US-Militärs von Deutschland aus lehnt der Bundestag jede 
weitere solche Alimentation ab. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. den Vertrag über den Aufenthalt ausländischer Streitkräfte in der Bundesrepublik 
Deutschland nach Punkt 3 der Vereinbarung der Vertragsparteien vom 25.9.1990 
sowie das NATO-Truppenstatut nach Artikel XIX zu kündigen und zu erwirken, 
dass alle ausländischen Truppen innerhalb der Kündigungsfrist die Bundesrepub-
lik Deutschland verlassen; 

2. den Austritt der Bundesrepublik Deutschland aus der nuklearen Teilhabe der 
NATO zu erklären und den sofortigen Abzug der US-Atombomben zu erwirken; 

3. zu erklären, dass die Bundesrepublik Deutschland freiwillig die Regelungen des 
2+4-Vertrags von 1990 auf dem gesamten Gebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land anwendet und damit zu verankern, dass keine ausländischen Truppen oder 
Massenvernichtungswaffen neu auf deutschem Boden stationiert werden und   

4. ab sofort im Bundeshaushalt und nachfolgenden Haushalten keine weiteren Mit-
tel für die Alimentation von ausländischem Militär in der Bundesrepublik 
Deutschland mehr bereitzustellen. 

Berlin, den 15. Oktober 2019 

Dr. Sahra Wagenknecht, Dr. Dietmar Bartsch und Fraktion 
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